
Nachschlagewer Je: j a 
BGHZ: j a
BGHR: ja

WohnungseigentumsG §§ 8 Abs. 1, 10 Abs. 1, 23, 24

a) Ist ln der Gemeinschaftsordnung geregelt, daß sich 
die Wohnungseigentümer in ihren Versammlungen nur 
durch bestimmte Personen vertreten lassen dürfen, 
so betrifft dies nicht nur die Stimmabgabe, sondern 
jede aktive Beteiligung. Dann ist auch einem Bei­
stand nicht erlaubt, in der Versammlung Erklärungen 
abzugeben und Anträge zu stellen.

b) Die Versammlungen der Wohnungseigentümer sind nicht 
öffentlich. Deshalb darf dort ein Wohnungseigen­
tümer, wenn durch Teilungserklärung oder Vereinba­
rung nicht anders geregelt, auch einen ihn ledig­
lich beratenden Beistand nicht immer, sondern nur 
dann hinzuziehen, falls er daran ein berechtigtes 
Interesse hat. Dieses kann sich aus beachtlichen 
persönlichen Gründen oder aus dem Schwierigkeits­
grad der Angelegenheit ergeben, über die nach der 
Tagesordnung zu beschließen ist.

BGH, Beschl. v. 29. Januar 1993 - V ZB 24/92 - Ergangen auf Vor-
lagebeschl. des 
Kammergerichts
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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
am 29. Januar 1993 durch den Vorsitzenden Richter 
Prof. Dr, Hagen und die Richter Dr. Räfle, Dr. Lambert- 
Lang, Dr. Wenzel und Tropf

beschlossen:

1. Auf die sofortige weitere Beschwerde der 
Beteiligten zu 1 und 2 wird der Beschluß 
der Zivilkammer 150 des Landgerichts Berlin 
vom 24. Juli 1991 abgeändert:

Die sofortige Beschwerde der Beteiligten 
zu 3 gegen den Beschluß des Amtsgerichts 
Schöneberg vom 17. November 1989 wird 
zurückgewiesen.

2. Die Gerichtskosten aller Instanzen hat die 
Beteiligte zu 3 zu tragen. Außergerichtliche 
Kosten sind nicht zu erstatten.

3. Der Geschäftswert für das Verfahren der 
weiteren Beschwerde wird auf 2.500 DM 
festgesetzt.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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G r ü n d e

I.

Die Beteiligten sind Wohnungseigentümer in einer aus 
drei Einfamilienhäusern bestehenden Wohnungsanlage, in der 
"Miteigentumsordnung", die als Bestandteil der Teilungser­
klärung in das Grundbuch eingetragen worden ist, ist unter 
anderem bestimmt:

"§ 8
Eigentümerversammlung

2 . ...

Die Wohnungs eigen tümerver Sammlung ist beschluß­
fähig, wenn mehr als die Hälfte der Miteigen­
tumsanteile vertreten ist. Ein Wohnungseigen­
tümer kann sich nur durch den Verwalter, 
seinen Ehegatten oder einen anderen Wohnungs­
eigentümer der Gemeinschaft aufgrund schrift­
licher Vollmacht vertreten lassen. ..."

In der Versammlung vom 17. November 1988 erschien für 
die Beteiligte zu 3 deren Ehemann im Beistand eines Rechts­
anwalts. Vor Eintritt in die Tagesordnung schloß die Ge­
meinschaft mit Stimmenmehrheit den Rechtsanwalt von der 
Teilnahme aus.

Die Anträge der Beteiligten zu 3, die Versammlungsbe­
schlüsse vom 17. November 1988 für ungültig zu erklären und 
darüber hinaus festzustellen, daß die Versammlung nicht 
ordnungsgemäß abgehalten worden sei, hat das Amtsgericht 
zurückgewiesen. Mit der sofortigen Beschwerde hat die Be-
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teiligte zu 3 zuletzt nur die Feststellung beantragt, daß 
sie berechtigt sei, an Eigentümerversammlungen Im Beistand 
eines Rechtsanwalts teilzunehmen. Das Landgericht hat dem 
Antrag stattgegeben. Der sofortigen weiteren Beschwerde der 
Beteiligten zu 1 und 2 möchte das Kammergerieht entspre­
chen. Es sieht sich daran jedoch durch die Beschlüsse des 
Bayerischen Obersten Landesgerichts vom 11. Mai 1981 (Bay- 
ObLGZ 1981, 161) und des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 
15. April 1986 (WuM 1986, 229) gehindert und hat deshalb 
die Sache dem Bundesgerichtshof zur Entscheidung vorgelegt 
(Abdruck des Vorlagebeschlusses in WuM 1992, 392).

II.

Die Vorlage ist statthaft (S 43 Abs. 1 Nr. 1 WEG i.V. 
mit § 28 Abs. 2 FGG).

Das vorlegende Gericht ist der Auffassung, die in § 8 
Nr. 2 der "Miteigentumsordnung" enthaltene Regelung, daß 
sich ein Wohnungseigentümer nur durch eine der dort genann­
ten Personen vertreten lassen darf, beziehe sich nicht nur 
auf die Ausübung des Stimmrechts, sondern auch auf jede 
sonstige Beteiligung an Versammlungen der Gemeinschaft. Da­
mit würde es von den angeführten Beschlüssen des Bayeri­
schen Obersten Landesgerichts vom 11. Mai 1981 und des 
Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 15. April 1986 abweichen, 
denn nach Ansicht dieser Gerichte ist in einem Regelungszu­
sammenhang der vorliegenden Art unter "Vertretung" nur eine 
solche bei der Stimmabgabe zu verstehen. Diese Divergenz 
rechtfertigt die Vorlage, weil insoweit die in der Gemein-
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Schaftsordnung getroffene Bestimmung wegen ihres normähnli- 
chen Charakters und ihrer über den Bezirk eines Oberlandes­
gerichts hinausgehenden Verwendung wie eine bundesrechtli­
che Vorschrift zu behandeln ist (BGHZ 88, 302, 304; 92, 18, 
21; 113, 374, 376).

III.

Die sofortige weitere Beschwerde ist zulässig (§§ 43 
Abs. 1 Nr. 1, 45 Abs. 1 WEG; SS 27, 29 Abs. 2 WEG). Sie hat 
auch Erfolg.

1. Der Senat hat in BGHZ 99, 90 entschieden, daß die 
Befugnis der Wohnungseigentümer, sich in den Versammlungen 
der Gemeinschaft vertreten zu lassen, ln der Gemeinschafts­
ordnung auf einen bestimmten Personenkreis beschränkt wer­
den kann. Daran wird festgehalten. Die Kritik von Weitnauer 
an dieser Entscheidung (JZ 1967, 465 und Kommentar zum WEG, 
7. Aufl., S 25 Rdn, 13} überzeugt nicht. Das zwischen den 
Wohnungseigentümern bestehende gesetzliche Schuldverhältnis 
kann gemäß S 10 Abs. 1 Satz 2 WEG durch Vereinbarung oder, 
was einer solchen gleichkommt, in der Teilungserklärung 
(§ 8 WEG) weitgehend privatautonom ausgestaltet werden. Die 
Gemeinschaftsordnung hat satzungsähnlichen Charakter. Eben­
so wie aber in einer Vereinssatzung bestimmt werden kann, 
daß gewisse - von § 38 Satz 2 BGB nicht erfaßte - Erklärun­
gen eines Mitglieds, wie z.B. die des Austritts aus dem 
Verein, nur persönlich und mithin nicht durch einen Vertre­
ter abgegeben werden dürfen (vgl. hierzu Reichel, Höchst­
persönliche Rechtsgeschäfte, 1931, S. 88), sind auch gemäß



§ 10 Abs. 1 Satz 2 WEG entsprechende Vereinbarungen mög­
lich. Darin liegt kein nach dem Grundgedanken des § 137 
Satz 1 BGB unwirksamer dinglicher Verzicht des Wohnungsei­
gentümers auf seine rechtliche Handlungsfähigkeit und auf 
die davon umfaßte Fähigkeit, eine Vollmacht zu erteilen, 
wie Weitnauer (aaO) meint. Die Gemeinschaftsordnung be­
schränkt dieses rechtliche Können der Wohnungseigentümer 
nicht mit Außenwirkung gegenüber Dritten (vgl. dazu Thiele, 
Die Zustimmung in der Lehre vom Rechtsgeschäft, 1966, S.
192 ff). Sie hat nur im Verhältnis zwischen den Wohnungsei­
gentümern in deren Versammlungen zur Folge, daß die von ei­
nem nicht zugelassenen Vertreter bei der Beschlußfassung 
abgegebene Stimme keine Wirkung hat.

Die inhaltliche Tragweite der in der Gemeinschaftsord­
nung getroffenen Regelung ist durch Auslegung der Grund­
bucheintragung zu ermitteln. Dazu ist auch das Rechtsbe­
schwerdegericht befugt (BGHZ 37, 147, 149; 113, 374, 379). 
Maßgebend für die Auslegung ist der Wortlaut der Eintragung 
und sein Sinn, wie er sich aus unbefangener Sicht als 
nächstliegende Bedeutung der Eintragung ergibt; Umstände 
außerhalb der Eintragung dürfen nur herangezogen werden, 
wenn sie nach den besonderen Verhältnissen des Einzelfalles 
für jedermann ohne weiteres erkennbar sind (BGHZ 47, 191, 
195; 113, 374, 378). Diesen Grundsätzen wird die von dem 
vorlegenden Gericht befürwortete Auslegung insoweit ge­
recht, als es annimmt, die in der Gemeinschaftsordnung ge­
regelte Beschränkung der Vertretung auf einen bestimmten 
Personenkreis betreffe nicht nur die Stimmabgabe, sondern 
auch das Recht, in der Versammlung Erklärungen abzugeben.
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Vertretung in der rechtlichen Bedeutung dieses Be­
griffs ist zwar nur ein rechtsgeschäftliches Handeln im Na­
men des Vertretenen (SS 164 ff BGB); doch wird nach allge­
meinem Sprachgebrauch auch derjenige als "Vertreter" be­
zeichnet, der in sonstiger Weise fremde Interessen wahr- 
nimmt, selbst wenn dies im Beisein des Auftraggebers ge­
schieht. Daher läßt sich hier nicht schon dem Wortlaut der 
Regelung entnehmen, daß sie sich nur auf den Rechtsakt der 
Stimmabgabe und nicht zugleich auf den ihr vorausgehenden 
Abschnitt der Versammlung bezieht. Eine engere Auslegung 
entspricht auch nicht dem Sinn der Vertretungsbeschränkung, 
wie das Bayerische Oberste Landesgericht (BayObLGZ 1981, 
161) und das Oberlandesgericht Karlsruhe (WuM 1986, 229) im 
Blick auf vermeintlich zu beachtende Belange des betroffe­
nen Wohnungseigentümers annehmen (ebenso BGB-RGRK/Augustin, 
12. Auf1., WEG S 25 Rdn. 20; Bärmann/Fick, WEG, 12. Aufl.,
§ 25 Rdn. 18; Weitnauer, WEG, 7. Aufl., § 25 Rdn. 13; 
Henke/Niedenführ/Schulze, WEG, § 25 Rdn. 12; Soergel/ 
Stürner, BGB, 12. Aufl., WEG § 25 Rdn. 3; Deckert, Eigen­
tumswohnung, Gruppe 5, S. 24; differenzierend; Erman/ 
Ganten, BGB, 8. Aufl., WEG § 25 Rdn. 4; Sauren, WEG, § 24 
Anm. 3 c).

Der Senat hat in BGHZ 99, 90, 95 dargelegt, daß Ver­
tretungsbeschränkungen der vorliegenden Art den nach der 
Interessenlage grundsätzlich berechtigten Zweck verfolgen, 
die Versammlungen der Wohnungseigentümer von gemeinschafts- 
fremden Einwirkungen freizuhalten. Die Wohnungseigentüraer 
sollen also in der Versammlung auftretende Meinungsver­
schiedenheiten dort allein unter sich austragen und sich 
deshalb auch nur durch bestimmte, dem eigenen Kreis nahe-
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stehende Personen vertreten lassen dürfen. Dieses eindeuti­
ge Ziel der Regelung rechtfertigt die Auslegung, daß einer 
in der Gemeinschaftsordnung von der Vertretung ausgeschlos­
senen Person jede aktive Beteiligung an der Versammlung 
versagt ist, also auch die Abgabe von Erklärungen und eine 
Antragstellung. Denn dieser außenstehende Dritte könnte, 
auch wenn er nur ln der Rolle eines Beistands das Wort 
führt, auf den Ablauf der Versammlung und dadurch womöglich 
auf die Meinungsbildung anderer Wohnungseigentümer Einfluß 
nehmen.

Allerdings kann die Gemeinschaft unter Umständen nach 
Treu und Glauben gehalten sein, auf der geregelten Vertre­
tungsbeschränkung nicht zu bestehen (vgl. BGHZ 99, 90, 96). 
Unter welchen Voraussetzungen das der Fall sein kann, be­
darf hier indes keiner Entscheidung, da der Ehemann der Be­
teiligten zu 3 diese in den Versammlungen der Gemeinschaft 
vertritt.

2. Die weitere Frage ist, ob es einem Wohnungseigentü- 
mer gestattet ist, in der Versammlung eine von der Vertre­
tung ausgeschlossene Person als Beistand in lediglich bera­
tender Funktion hinzuzuziehen. Dies steht dem Vertretungs­
verbot nicht entgegen, wie das vorlegende Gericht meint. 
Denn durch bloße Beratung eines Wohnungseigentümers nimmt 
der Beistand nicht nach außen hin fremde Rechte wahr. Zwar 
könnte er auch durch die Beratung über diesen Wohnungsei­
gentümer in den Ablauf der Versammlung eingreifen und hier­
durch die Meinungsbildung anderer Wohnungseigentümer beein­
flussen; doch geht aus der Grundbucheintragung nicht für 
jedermann ersichtlich hervor, daß schon eine solche nur
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mittelbare Einwirkungsmöglichkeit die Hinzuziehung eines 
Beistands ausschließt. Dem vorlegenden Gericht 1st jedoch 
aus einem anderen Grund im Ergebnis zuzustimmen.

Die Versammlung der Wohnungseigentümer ist nicht öf­
fentlich (OLG Hamm, OLGZ 1990, 57; Weitnauer, WEG, 7. Aufl. 
§ 23 Rdn. 3; einhellige Meinung). Ist durch Teilungserklä­
rung oder Vereinbarung nichts anderes bestimmt, so sind nur 
die Wohnungseigentümer und deren bevollmächtigte Vertreter
- diese hier mit der sich aus der Gemeinschaftsordnung er­
gebenden Einschränkung - zur Teilnahme befugt. Allerdings 
kann ein Wohnungseigentümer ein berechtigtes Interesse ha­
ben, in der Versammlung einen Berater hinzuzuziehen. Dafür 
müssen jedoch Gründe vorliegen, die gewichtiger sind als 
das Interesse anderer Wohnungseigentümer, die Versammlungen
- zumal bei einer, wie hier, nur kleinen Gemeinschaft - auf 
den eigenen Kreis zu beschränken. Auch dieses Interesse 1st 
schutzwürdig, gerade weil die Versammlung nicht öffentlich 
ist und deshalb die Anwesenheit Dritter nicht geduldet wer­
den muß. Das gilt im Grundsatz auch für einen Berater, denn 
auch er ist in jeder Hinsicht Dritter (a.M. OLG Hamm, OLGZ 
1990, 57, 58; Weitnauer, aaO; Palandt/Bassenge, BGB,
52. Aufl., WEG § 24 Rdn. 10). Doch ist insoweit eine Abwä­
gung der gegensätzlichen Belange geboten. Vorrangig kann 
das Interesse eines Wohnungseigentümers an sachkundiger Be­
ratung dann sein, wenn er sich aus einem in seiner Person 
liegenden beachtlichen Grund (z.B. bei hohem Lebensalter) 
oder wegen des Schwierigkeitsgrades der Angelegenheit nicht 
in der Lage sieht, seine Rechte in der Versammlung angemes­
sen wahrzunehmen (vgl. W. und P. Kirberger, BB 1978, 1390, 
1392 zu der insoweit ähnlichen Situation bei Versammlungen
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von Personengesellschaften). Anderenfalls ist ihm in der 
Regel zumutbar, sich vor Beginn der Versammlung durch eine 
Person seines Vertrauens beraten zu lassen. Das läßt sich 
jedoch - abgesehen von dem hier nicht gegebenen Fall einer 
ständig bestehenden persönlichen Erschwernis - nicht im 
voraus für alle künftigen Versammlungen feststellen, was 
die Beteiligte zu 3 erreichen will. Vielmehr kommt es auf 
Art und Bedeutung der jeweils anstehenden Tagesordnungs­
punkte an. Deshalb ist erst in der Versammlung darüber zu 
befinden, ob der Berater anwesend sein darf. Wird dies ab­
gelehnt, so kann sich der betroffene Wohnungseigentümer da­
gegen durch Anfechtung wehren (§ 43 Abs. 1 Nr. 4 WEG), dann 
unter Umständen auch mit einem Feststellungsantrag. Daß die 
Beteiligte zu 3 etwa schon jetzt Anlaß zu der Annahme hat, 
die Mehrheit der Wohnungseigentümer werde in Zukunft auch 
einen lediglich beratenden Beistand ungeachtet genügender 
Darlegung eines berechtigten Interesses nicht zulassen, ist 
nicht behauptet.

3. Demgemäß ist in Abänderung des angefochtenen Be­
schlusses die sofortige Beschwerde mit dem dort gestellten 
Antrag zurückzuweisen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 47 WEG; die Fest­
setzung des Geschäftswerts für das Verfahren der weiteren 
Beschwerde folgt aus § 48 Abs. 2 WEG.

Hagen Räfle Lambert-Lang
Wenzel Tropf


	BUNDESGERICHTSHOF

	3

	I.


	2. ...

	7

	8

	9

	10



